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B e r i c h t

Der Ausschuss für Finanzen hat den Einzelplan 09 – Ministerium für Soziales, 
Gesundheit und Integration des Staatshaushaltsplans für das Haushaltsjahr 2022 
in seiner 7. Sitzung am 19. November 2021 beraten.

In die Beratung einbezogen wurden auch folgende Mitteilungen, soweit Einzel-
plan 09 betroffen:

a)	Mitteilung des Ministeriums für Finanzen vom 10. November 2021
	 – �Beschäftigungsbedingungen, Bezüge, Dotationen und Ausstattung der vom 

Land Baden-Württemberg aufgrund außertariflicher Sonderverträge Be-
schäftigten

	 – Drucksache 17/1003

b)	Mitteilung der Landesregierung vom 4. November 2021
	 – 50. Landesjugendplan für das Haushaltsjahr 2022
	 – Drucksache 17/1009
	� mit der Empfehlung des Ausschusses für Soziales, Gesundheit und Integration, 

soweit Einzelplan 09 berührt ist, vom 10. November 2021 (Anlage 1)

Die zu dieser Einzelplanberatung schriftlich eingebrachten Änderungsanträge 
09/1, 09/3 bis 09/8, 09/10 bis 09/82 sowie die Entschließungsanträge 09/2 und 
09/9 sind diesem Bericht beigefügt (siehe Anlagen).

Der Vorsitzende begrüßt den Minister für Soziales, Gesundheit und Integration. 
Er teilt mit, dass beim Stellenteil des Einzelplans 09 – Ministerium für Soziales, 
Gesundheit und Integration – in Kapitel 0901 – Ministerium – Titel 428 01 – 
Stellenübersicht für Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer (Beschäftigte) – eine 
redaktionelle Unrichtigkeit korrigiert werden solle. Bei der Entgeltgruppe E 14 
würden in der berichtigten Fassung drei Stellen mit k.w.-Vermerk spätestens ab 
1. April 2022 statt nur eine Stelle mit diesem Vermerk ausgebracht. Die Gesamt-
anzahl der Stellen bei E 14 ändere sich nicht. Die Ausbringung von drei k.w.-Ver-
merken entspreche der Einwilligung für diese Stellen im Vollzug über die Rück-
lage für Haushaltsrisiken zur Stärkung der Impfkampagne. Diese Änderung werde 
in der Beschlussempfehlung umgesetzt.

Der Berichterstatter trägt vor, zunächst sei es seiner Fraktion und ihm ganz per-
sönlich ein Anliegen, all denjenigen Dank auszusprechen, die seit Monaten nicht 
nur im Ministerium für Soziales, Gesundheit und Integration sowie in der Ver-
waltung, sondern auch darüber hinaus mit hohem Einsatz und Risiko gegen die 
Coronapandemie ankämpften. 

Sicherlich hofften alle, dass sich immer mehr Menschen für eine Impfung ent-
schieden und sich dadurch bald eine Entspannung abzeichne. Dies gelte vor allem 
mit Blick auf Kinder und Jugendliche. Denn die Kinder und Jugendlichen seien 
die Zukunft der Gesellschaft und würden einen Großteil nicht nur zu dem vor-
liegenden Etat des Sozialministeriums beitragen bzw. beitragen müssen, sondern 
stünden in dieser Pandemie nach seinem Eindruck auch zu häufig hintenan. Dies 
sollte sich das Parlament immer wieder vor Augen führen. 

Die Gesamteinnahmen im Einzelplan 09 – Ministerium für Soziales, Gesundheit 
und Integration – umfassten 2022  145,3 Millionen €. 2021 lägen sie bei 126,2 Mil-
lionen €. Die Einnahmen stiegen somit. 

Die Gesamtausgaben im Einzelplan 09 beliefen sich 2021 auf 2,092 Milliarden €. 
Im Jahr 2022 betrügen diese 2,182 Milliarden €, stiegen also um 90 Millionen €. 
Ebenso erhöhe sich die Zahl der Personalstellen von bisher 893 auf 1 201,5 im 
Jahr 2022. Der Personalaufbau bedinge höhere Personalkosten; von bisher 107,3 
Millionen € stiegen diese auf 123 Millionen €, also um 15,7 Millionen €.

Zu diesen Steigerungen trügen organisatorische Änderungen wie z. B. die Ein-
gliederung des Landesgesundheitsamts in das Ministerium bei. Dafür werde eine 
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neue Abteilung, die Abteilung 7, geschaffen. Durch die Eingliederung und die aus 
dem Pakt für den öffentlichen Gesundheitsdienst finanzierten Neustellen sei im 
Einzelplan 09 ein Mehrbedarf von 11,4 Millionen € eingestellt.

Zusätzlich seien für Beamtinnen und Beamten im höheren Dienst Personalausga-
ben in Höhe von 10,3 Millionen € veranschlagt. Diese zusätzlichen Mittel würden 
aus dem Pakt für den öffentlichen Gesundheitsdienst finanziert. 

Im Folgenden gehe er beispielhaft auf einige größere Sachausgaben dezidiert ein. 
Alle weiteren, nicht angeführten Themen würden in den zahlreichen Anträgen be-
handelt.

Für die Zentren für Psychiatrie würden für Betriebskosten und Investitionen Sach-
ausgaben in Höhe von 280,6 Millionen € veranschlagt. Zur Verbesserung der 
Mittelausstattung würden zusätzliche Zuschüsse für Investitionen in Höhe von  
25,1 Millionen € eingestellt, und für zusätzliche Personalkosten aufgrund einer 
hohen Patientenbelegung im Maßregelvollzug seien 17,4 Millionen € für das Jahr 
2022 erforderlich. Über diese Ausgaben sei bereits diskutiert worden. 

Die Zuschüsse für Schulen an anerkannten Heimen für Minderjährige und Berufs-
bildungswerken im Jahr 2022 beliefen sich auf 235,7 Millionen €; für die Mittel-
ausstattung seien 9,2 Millionen € eingeplant. 

Im Rahmen des Aktionsprogramms „Aufholen nach Corona für Kinder und Ju-
gendliche“ würden Zuweisungen an Gemeinden und Gemeindeverbände im Jahr 
2022 in Höhe von 23,8 Millionen € vorgesehen. 

Auf alle weiteren Themen wie Krankenhausfinanzierung, Unterhaltsvorschüsse, 
Kostenerstattung bei Gewährung der Jugendhilfe nach Einreise, Umsetzung der 
Pflegeberufereform und Zuschüsse an Schulen zur Ausbildung für Sozialberufe 
werde bei der Antragsberatung eingegangen. 

Nicht vergessen werden solle mit Blick auf organisatorische Änderungen der 
Teilbereich der Sozialversicherungen, der dem Ministerium für Soziales, Gesund-
heit und Integration übertragen werde, sowie das Landeskompetenzzentrum Bar-
rierefreiheit als nicht rechtsfähige Anstalt des öffentlichen Rechts, das ebenfalls 
neu im Geschäftsbereich des Sozialministeriums angesiedelt werde. 

(Redaktioneller Hinweis: Der Vorsitzende fragt im Folgenden 
bei jedem Aufruf nach Wortmeldungen. Dies wird angesichts der 
Vielzahl der Aufrufe nicht explizit im Protokoll wiedergegeben. 
Soweit also nach einem Aufruf keine Ausführungen zur Sache ver-
merkt sind, ist der Ausschuss ohne Wortmeldungen direkt in die 
Beschlussfassung eingetreten.)

Der Ausschuss nimmt von der Mitteilung Drucksache 17/1003, so-
weit diese den Einzelplan 09 betrifft, ohne Widerspruch Kenntnis.

Ferner nimmt der Ausschuss vom Vorwort und von den produkt-
orientierten Informationen ohne Widerspruch Kenntnis.

Kapitel 0901

Ministerium

Der Vorsitzende ruft die Änderungsanträge 09/24, 09/22, 09/58 und 09/25 bis 
09/27 mit zur Beratung auf.

Eine Abgeordnete der Fraktion der SPD führt aus, ihr sei klar, dass am Anfang 
der Pandemie rasches Agieren angezeigt gewesen sei. Sie wolle wissen, ob es 
neben den in der Presse erwähnten Geräten für 53 Millionen € in den Kliniken 
weitere Produkte im Gesundheitsbereich gebe, die nicht nutzbar seien.
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Ein Abgeordneter der Fraktion GRÜNE äußert, mit der Pandemie sei das So-
zialministerium, das in den letzten Jahren viele Stellen habe einsparen müssen, in 
eine sehr nutzbringende Funktion geraten. Insoweit halte er es für verwunderlich, 
dass mit dem Änderungsantrag 09/22 der FDP/DVP Stellenstreichungen vorge-
nommen werden sollten. Er hätte gedacht, es sei ins Bewusstsein gelangt, dass 
Gesundheit und Soziales ins Zentrum der Gesellschaft gehörten. Er halte es für 
sinnvoll, das Landesgesundheitsamt in das Ministerium einzugliedern. Für den 
Gesundheitsschutz sei eine größere Einheit notwendig. In den nächsten Jahren 
werde eine weitere Pandemie drohen, und auch der Klimawandel werde massive 
Auswirkungen auf die Gesundheit haben. 

Der Minister für Soziales, Gesundheit und Integration erklärt, in der Pressebe-
richterstattung würden derzeit Themen erwähnt, die u. a. auch in Anfragen der 
SPD-Fraktion sehr intensiv bearbeitet worden seien. Als es keine Ersatzgeräte in 
den Kliniken gegeben habe, seien gemeinsam mit der eingerichteten Taskforce, 
der Klinik und der BWKG für den nachgeordneten Notfall Geräte angeschafft 
worden. Vor zwei Tagen habe er die entsprechende Station auch besucht. Die As-
pekte Wartung und Eigentum seien eigentlich alle geklärt. 

Einen Teil dieser Geräte habe die Regierung mit Unterstützung der Fraktionen 
nach Indien gespendet. Selbstverständlich seien die übrigen Geräte voll einsatz- 
und funktionstüchtig. Die Bedienungsanleitung sei auf Englisch gehalten. Aber 
das Beispiel aus der Presse tauge nicht zu einer Pseudoskandalisierung. 

Insgesamt sei eine außergewöhnlich gute Vorsorgepolitik betrieben worden. 
Derzeit gebe es kein Problem, technische Geräte einsetzen zu können, außer mit 
Blick auf ECMO. Wenn mehr ECMO-Patienten im Krankenhaus behandelt wer-
den müssten, sei dies schwierig. Der limitierende Faktor bei Behandlungen stelle 
allerdings das Personal dar. Es komme zu Krankmeldungen, Abmeldungen und 
dem Wunsch nach Teilzeitarbeit. Mit einer Pflegeprämie sei reagiert worden. Er 
verweise auf die Allgemeinverfügung zur befristeten Erweiterung des Versor-
gungsauftrags von Fachkrankenhäusern.

Er habe den ganzen Sommer über darauf hingewiesen, dass das Personal wie der 
eigene Augapfel zu betrachten sei. Impfungen seien hilfreich. Sein Haus habe 
dem Parlament zu den erwähnten Geräten bereits ausführliche Stellungnahmen 
zugeleitet. Er lasse sie dem Parlament noch einmal zukommen. Am Sachstand 
habe sich nichts geändert.

Die Abgeordnete der Fraktion der SPD bringt vor, sie stimme dem Minister voll 
zu, was die Wichtigkeit des Personals betreffe. Darum sei es ihr aber nicht gegan-
gen. Sie wiederholt ihre Frage, ob es weitere lagernde Produkte gebe, von denen 
der Minister, aber nicht sie wisse. 

Der Minister für Soziales, Gesundheit und Integration antwortet, mit Blick auf 
technische Geräte bzw. Atemgeräte wisse er dazu nichts. Nach wie vor beschäf-
tigten ihn allerdings die Aufträge im Rahmen der Maskenbeschaffung. Der Lan-
desrechnungshof habe dem Land ein sehr sauberes Vorgehen attestiert. Mit Blick 
auf den Mangel an der Qualität der gelieferten Masken befinde er sich in Debat-
ten; es gehe um Rückforderungen. Weiteres sei ihm nicht bekannt. Er wolle den 
Punkt noch einmal prüfen. Aber er gehe nicht davon aus, dass es weitere ent
sprechende Punkte gebe.

Ein Abgeordneter der Fraktion der FDP/DVP erklärt zum Änderungsantrag 
09/22, es sei versucht worden, aus diesem Antrag seiner Fraktion abzuleiten, die  
FDP/DVP sei sich der bestehenden Lage nicht bewusst. Dies treffe selbstver-
ständlich nicht zu. Bei der Abstimmung über die einzelnen Kapitel werde das 
Verhalten seiner Fraktion ersichtlich sein. Die FDP/DVP sei davon überzeugt, 
dass es etlicher Neustellen, die der Haushaltsplanentwurf vorsehe, nicht bedürfe. 
So ließen sich die betreffenden Aufgaben, deren Notwendigkeit auch seine Frak-
tion erkenne, durch Umschichtungen bewältigen.



17

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 17 / 1109

Eine Abgeordnete der Fraktion der AfD bemerkt zum Änderungsantrag 09/58 der 
Regierungsfraktionen, die Koalition wolle zur Umsetzung des Onlinezugangsge-
setzes unbefristete Neustellen schaffen. Bei der Umsetzung dieses Gesetzes hand-
le es sich um eine befristete Aufgabe, die auch nur der befristeten Unterstützung 
bedürfe. Hierbei gehe es nicht um direkte Programmierung oder eine sonstige 
IT-Begleitung. Es sei in gewisser Weise symptomatisch, dass die Regierungs-
koalition anfange, einen Personalzuwachs in Bereichen vorzunehmen, in denen 
dies nicht notwendig sei. Dies könne ihre Fraktion nicht unterstützen. Der Sozial-
minister habe geäußert, er schütze das Personal – insbesondere im Pflegebereich, 
nehme sie an – wie seinen „Augapfel“. Als es im Sommer jedoch um mehr Geld 
für das Personal gegangen sei, habe der Minister nicht zum Ausdruck gebracht, 
dass es mehr Geld benötige. 

Der Minister für Soziales, Gesundheit und Integration erwidert, zur Umsetzung 
des Onlinezugangsgesetzes würden in der öffentlichen Verwaltung exzellente Ex-
pertinnen und Experten benötigt. Dieser notwendige Sachverstand sei mit Blick 
auf den Wettbewerb im IT-Bereich um diese Köpfe nicht über befristete Stellen 
zu gewinnen. Nach 20 Monaten der Pandemie sei klar, dass hinsichtlich der Di-
gitalisierung noch viel „Luft nach oben“ bestehe. Daher gebe es zur Ausbringung 
von Dauerstellen keine Alternative.

Der Änderungsantrag 09/24 und der Änderungsantrag 09/22 ins-
gesamt werden jeweils mehrheitlich abgelehnt.

Dem Änderungsantrag 09/58 insgesamt stimmt der Ausschuss 
mehrheitlich zu.

Jeweils mehrheitlich verfallen schließlich die Änderungsanträge 
09/25, 09/26 und 09/27 der Ablehnung.

Kapitel 0901 mit den beschlossenen Änderungen mehrheitlich ge-
nehmigt.

Kapitel 0902

Allgemeine Bewilligungen

Dem Änderungsantrag 09/59 wird mehrheitlich zugestimmt.

Jeweils mehrheitlich lehnt der Ausschuss die Änderungsanträge 
09/28, 09/29 und 09/30 ab.

Kapitel 0902 mit den beschlossenen Änderungen mehrheitlich ge-
nehmigt.

Kapitel 0904

Sozialversicherung

Der Ausschuss stimmt dem Änderungsantrag 09/60 einstimmig zu.

Kapitel 0904 mit der beschlossenen Änderung einstimmig geneh-
migt.

Kapitel 0905

Hilfen für Menschen mit Behinderungen

Der Vorsitzende ruft die Änderungsanträge 09/61 und 09/1 sowie den Entschlie-
ßungsantrag 09/2 mit zur Beratung auf.
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Eine Abgeordnete der Fraktion der SPD trägt vor, mit dem Änderungsantrag 09/1 
wolle die SPD der Regierungskoalition helfen, ihre Aussagen im Koalitionsver-
trag zu erfüllen, die sich auf das inklusive Wohnen von Menschen mit Behinde-
rungen bezögen. Die SPD halte diesen Punkt für wichtig und sei darüber verwun-
dert, dass die Koalition hierbei das vorherige Niveau verlassen habe.

Die Abgeordnete fügt zum Entschließungsantrag 09/2 ihrer Fraktion hinzu, um 
die Beschäftigungsquote von schwerbehinderten Menschen in der Landesver-
waltung zu steigern, sei bereits 2019 ein Sonderprogramm vereinbart worden. 
Dessen Finanzierung wiederum habe der Landtag mit der Beschlussfassung über 
den Doppelhaushalt 2020/2021 sichergestellt. Die SPD kritisiere, dass dieses Pro-
gramm bis heute nicht umgesetzt worden sei und nun praktisch neu aufgelegt 
werden müsse. Für die Umsetzung des Programms wäre anderthalb Jahre lang 
Zeit gewesen, sodass als Ausrede auch nicht auf die Coronapandemie verwiesen 
werden könne.

Dem Änderungsantrag 09/61 wird einstimmig zugestimmt.

Mehrheitlich lehnt der Ausschuss den Änderungsantrag 09/1 ab.

Kapitel 0905 mit den beschlossenen Änderungen einstimmig ge-
nehmigt.

Der Entschließungsantrag 09/2 verfällt mehrheitlich der Ableh-
nung.

Kapitel 0908

Integration

Der Vorsitzende ruft die Änderungsanträge 09/31 bis 09/40, 09/54, 09/62, 09/63, 
09/3 und 09/4 mit zur Beratung auf.

Eine Abgeordnete der Fraktion der AfD unterstreicht, die AfD stimme den Vorga-
ben des Gesundheitsministeriums zum Thema Integration nicht zu. Ihre Fraktion 
lehne alle Änderungsanträge, die die SPD und die Regierungsfraktionen zu die-
sem Kapitel eingebracht hätten, ab, weil sie die hier betriebene Migrationspolitik 
nicht unterstützen könne. Die AfD wolle nicht, dass es hier erneut zu einer Situa-
tion wie im Jahr 2015 komme. Sie verweise hierzu vor allem auf das, was derzeit 
an der Grenze zwischen Polen und Belarus stattfinde.

Eine Abgeordnete der Fraktion der SPD legt dar, die von der SPD eingebrachten 
Änderungsanträge 09/3 und 09/4 zielten in eine völlig andere Richtung. Integra-
tion sei ein wichtiger Bereich in der Zukunft, dessen Bedeutung noch zunehmen 
werde. Deshalb fordere die SPD in ihrem Änderungsantrag 09/4, 10 Millionen € 
für das Integrationsmanagement zur Verfügung zu stellen. Gegenwärtig finde die 
Finanzierung nur noch aus Restmitteln statt. Sie bitte den Sozialminister in die-
sem Zusammenhang noch um eine Erläuterung, warum der Zuschuss pro Stelle 
von 64 000 € auf künftig 62 000 € gesenkt werden solle.

Die Abgeordnete stellt sodann die Begründung des Änderungsantrags 09/3 dar. 

Ein Abgeordneter der Fraktion GRÜNE führt aus, die AfD habe sich zuvor 
„sehr platt“ geäußert. Hier sei von Integration die Rede, die nicht nur Personen 
aus Drittstaaten, sondern auch solche betreffe, die aus der Europäischen Union 
stammten. Das Land sei dabei, die Arbeitsbedingungen für diese Menschen zu 
verbessern; er verweise hierzu nur auf bulgarische Arbeiter in Mannheim. Es gehe 
also darum, Menschen zu integrieren. Dies reiche weit über ein einfaches Ver-
ständnis „Alle Ausländer sind schlecht“ hinaus.
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Angesichts des Personalmangels im Sozialbereich sei das Land auf ausländische 
Kräfte angewiesen. Wenn hier ein Klima geschaffen würde, in dem keinerlei Inte-
gration stattfände, wäre dies bedauerlich.

Die Abgeordnete der Fraktion der AfD entgegnet, die AfD unterstütze die Mig-
rationspolitik, wie sie hier betrieben werde, nicht. Wenn die AfD die Migrations-
politik von Bundes- und Landesregierung kritisiere, habe dies nichts mit Auslän-
derfeindlichkeit zu tun. Die AfD befürworte vielmehr eine Einwanderung nach 
dem kanadischen Modell, bei dem ganz klare Regeln gälten.

Ein Abgeordneter der Fraktion der CDU betont, auch in Kanada würden Mittel 
für die Zuwanderung eingestellt. Die AfD lehne jedoch sämtliche Mittel ab. Das, 
was seine Vorrednerin erklärt habe, sei also ein Vorwand gewesen. Tatsächlich 
lehne die AfD ihren grundsätzlichen politischen Äußerungen zufolge im Grunde 
jede Zuwanderung ab. Dies sei auch an den Änderungsanträgen erkennbar, die die 
AfD-Fraktion zum Thema Integration vorgelegt habe.

Der Minister für Soziales, Gesundheit und Integration bringt zum Ausdruck, der 
Kommentar seines Vorredners sei richtig. Die AfD stelle eine vielfaltsfeindliche 
Gruppierung dar. Es liege an den demokratischen Kräften, durch eine gute Politik 
dafür zu sorgen, dass die Bürger in sie vertrauten und eine vielfältige Gesellschaft 
als die Option annähmen. Er danke auch für die gemeinsame Integrationsarbeit 
der letzten Jahre und die hierbei erfolgte politische Unterstützung.

Der Arbeitsmarkt sei dringend auf Kräfte aus dem Ausland angewiesen. In dieser 
Hinsicht würden neue Akzente gesetzt. Auch der Koalitionsvertrag von Grünen 
und CDU weise aus, dass diesbezüglich eine Öffnung gewollt sei.

Das gewählte Vorgehen mit einem Zuschuss von 62 000 € pro Stelle und der 
Abarbeitung von Restmitteln sei vom Rechnungshof empfohlen worden. Die Fi-
nanzierung für 2022 sei gesichert. Für den Doppelhaushalt 2023/2024 wiederum 
werde auf der Grundlage neuer Zahlen und auch neuer qualitativer Gesichtspunk-
te entsprechend dem Koalitionsvertrag ein weiterentwickelter, zeitgemäßer Pakt 
für Integration vorgelegt.

Das Land habe 2020 damit begonnen, die Fachberatungsstellen gegen Zwangs-
verheiratung aufzubauen. Nach den derzeitigen Rückmeldungen könnten die be-
stehenden Ansprüche bedient werden. Sollte sich im Jahresverlauf noch Bedarf 
ergeben, lasse sich jederzeit nachsteuern.

Ein Abgeordneter der Fraktion der AfD merkt an, der europäische Kontinent sei 
einzigartig in der Vielfalt seiner Kulturen und Traditionen. Diese Vielfalt werde 
durch die bestehende Migrationspolitik „geschliffen“. Die Aussage des Ministers, 
„die AfD stelle eine vielfaltsfeindliche Gruppierung dar“, treffe nicht zu. Genau 
das Gegenteil sei der Fall. Die Partei nämlich, die die Vielfalt der Kulturen und 
Traditionen bewahren wolle, sei die AfD. Sie wolle nicht, dass diese Vielfalt 
einem globalen Multikulti geopfert werde.

In getrennter Abstimmung verfallen die Änderungsanträge 09/31, 
09/33, 09/34 und 09/54 mehrheitlich der Ablehnung.

Der Änderungsantrag 09/32 wird mehrheitlich abgelehnt. Dem Än-
derungsantrag 09/62 stimmt der Ausschuss mehrheitlich zu.

Den Änderungsantrag 09/35 lehnt der Ausschuss mehrheitlich ab. 
Dem Änderungsantrag 09/63 wird mehrheitlich zugestimmt.

In getrennter Abstimmung verfallen die Änderungsanträge 09/36, 
09/37, 09/38, 09/40, 09/39, 09/3 und 09/4 mehrheitlich der Ab-
lehnung.

Kapitel 0908 mit den beschlossenen Änderungen mehrheitlich ge-
nehmigt.
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Kapitel 0913

Versorgungsämter und Gesundheitsämter

Dem Änderungsantrag 09/64 wird mehrheitlich zugestimmt.

Kapitel 0913 mit den beschlossenen Änderungen mehrheitlich ge-
nehmigt.

Kapitel 0917

Wohlfahrtspflege und Bürgerschaftliches Engagement

Der Vorsitzende ruft die Änderungsanträge 09/5 bis 09/7 sowie 09/65 bis 09/67 
mit zur Beratung auf.

Eine Abgeordnete der Fraktion der SPD bringt vor, die Regierungsfraktionen 
begehrten in ihrem Änderungsantrag 09/65, dem Landesverband „Tafel Baden-
Württemberg e. V.“ im Jahr 2022 eine einmalige projektbezogene Förderung von 
100 000 € zu gewähren. Sie frage, weshalb Grüne und CDU nicht die volle Sum-
me von 285 000 €, um die in dem Projektantrag gebeten werde, angesetzt hätten.

Ein Abgeordneter der Fraktion GRÜNE teilt mit, die Regierungsfraktionen sähen 
die angesprochene Förderung als Einstieg in die Finanzierung. Aufgrund einer 
schwierigen Haushaltslage sei eine dauerhafte Förderung der Tafeln bisher nicht 
möglich gewesen. Die Regierungsfraktionen hätten das Signal erhalten, dass die 
jetzt vorgesehenen 100 000 € ausreichten. Daher würden sie es zunächst gern bei 
diesem Betrag belassen. 

Der Abgeordnete geht sodann auf den Änderungsantrag 09/5 der SPD-Fraktion 
ein und führt an, danach sollten die Zuschüsse an die Schulen zur Ausbildung für 
Sozialberufe, soweit sie der Schulaufsicht des Sozialministeriums unterstünden, 
um 3 Millionen € erhöht werden, um die Auszubildenden vollständig von der 
Zahlung eines Schulgelds zu befreien. Bereits in den vorliegenden Haushaltsplan-
entwurf seien 5 Millionen € mehr für alle Therapieberufe insgesamt eingestellt 
worden. Dadurch lasse sich die Schulgeldfreiheit nur zum Teil verwirklichen. 
Die Regierungsfraktionen wollten die Schulgeldfreiheit jedoch vollständig er
reichen und dankten insofern auch für den Änderungsantrag der SPD. In diesem 
Zusammenhang habe der Bund auch Aufgaben an das Land delegiert, für die der 
Bund Mittel bereitstellen müsse. Er hoffe, dass die neue Bundesregierung den 
Versprechungen der alten Bundesregierung Taten folgen lasse und eine kräftige 
finanzielle Unterstützung leiste. Sobald die Haushaltslage es zulasse, werde wei-
ter ausgebaut.

Ein Abgeordneter der Fraktion der CDU weist darauf hin, angesichts des be-
grenzten Haushaltsvolumens könnten nicht alle Wünsche erfüllt werden. Deshalb 
sei zu begrüßen, dass hinsichtlich der Förderung der Tafelläden ein erster Schritt 
vollzogen werden könne. Wenn die Mittel vorhanden seien, lasse sich die Förde-
rung dann ausbauen. Bei dem jetzt vorgesehenen Einstieg gehe es um die Unter-
stützung der Logistik. Er vermute, dass dem, was die Abgeordnete der SPD ange-
sprochen habe, eher eine andere Bitte auf Unterstützung der Tafelläden zugrunde 
liege.

Mehrheitlich stimmt der Ausschuss dem Änderungsantrag 09/65 
zu. 

Der Änderungsantrag 09/5 wird mehrheitlich abgelehnt.

Einstimmig stimmt der Ausschuss dem Änderungsantrag 09/66 zu.

Die Änderungsanträge 09/6 und 09/7 werden jeweils mehrheitlich 
abgelehnt.
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Dem Änderungsantrag 09/67 stimmt der Ausschuss mehrheitlich 
zu.

Kapitel 0917 mit den beschlossenen Änderungen mehrheitlich ge-
nehmigt.

Kapitel 0918

Jugendhilfe

Der Ausschuss nimmt von der Mitteilung der Landesregierung – 
50. Landesjugendplan Baden-Württemberg für das Haushaltsjahr 
2022 –, Drucksache 17/1009, soweit Einzelplan 09 berührt ist, oh-
ne Widerspruch Kenntnis.

In getrennter Abstimmung verfallen die Änderungsanträge 09/41, 
09/42 und 09/43 mehrheitlich der Ablehnung.

Der Ausschuss stimmt dem Änderungsantrag 09/68 insgesamt ein-
stimmig zu.

Dem Änderungsantrag 09/69 wird mehrheitlich zugestimmt. 

Jeweils mehrheitlich lehnt der Ausschuss die Änderungsanträge 
09/8 und 09/44 ab.

Kapitel 0918 mit den beschlossenen Änderungen mehrheitlich ge-
nehmigt.

Der Entschließungsantrag 09/9 wird mehrheitlich abgelehnt.

Kapitel 0919

Familienhilfe

Der Vorsitzende ruft die Änderungsanträge 09/23, 09/72, 09/45, 09/10, 09/71, 
09/57 und 09/70 mit zur Beratung auf.

Eine Abgeordnete der Fraktion der SPD äußert zum Änderungsantrag 09/10, die 
SPD beantrage, für Maßnahmen des Kinderschutzes 2 Millionen € auszubringen. 
Bereits Anfang 2020 habe die Kommission Kinderschutz mehr als 100 konkre-
te Einzelempfehlungen zum Kinderschutz vorgelegt. Die Coronapandemie habe 
nicht dazu geführt, dass dieses Thema weniger wichtig geworden sei. Vielmehr 
bestehe dringender Handlungsbedarf. Nach Ansicht der SPD sei es an der Zeit, 
mehr für den Kinderschutz zu tun. Die 35 000 €, um die die Regierungsfraktionen 
mit ihrem Änderungsantrag 09/71 den Ansatz in Titel 684 74 – Zuschüsse an 
sonstige Träger für Maßnahmen des Kinderschutzes – erhöhen wollten, stellten 
einen „Kleckerbetrag“ dar und reichten nicht aus.

Ein Abgeordneter der Fraktion der CDU hebt hervor, der Änderungsantrag 09/57 
sei erfreulicherweise von vier Fraktionen eingebracht worden. Über eine Um-
setzung dieses Antrags sei es möglich, die gute Arbeit der Childhood-Häuser, 
insbesondere desjenigen in Heidelberg, zu fördern und den Betrieb im Jahr 2022 
zu gewährleisten. Er danke dem Ministerium im Übrigen für die Finanzierung der 
Gewaltambulanzen, die bereits im letzten Haushalt habe sichergestellt werden 
können. Seines Erachtens sei es wesentlich, dass die Möglichkeit bestehe, nieder-
schwellige Angebote aufzusuchen. Dies werde auch von den betroffenen Ein-
richtungen entsprechend an die Politik herangetragen. Insofern begrüße er, dass in 
dieser Hinsicht ein Fortschritt erzielt werde.
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Ein Abgeordneter der Fraktion GRÜNE zeigt auf, die Regierungsfraktionen hiel-
ten den von der SPD gestellten Änderungsantrag 09/10 im Prinzip für gut, sähen 
die Förderung jedoch schon in vielen anderen Haushaltsbereichen als gegeben an. 
Viele Maßnahmen seien auch erst in den nächsten Jahren relevant. Der Haushalt 
2022 bilde einen Übergangshaushalt. Jetzt erfolge ein Einstieg. Die Regierungs-
fraktionen seien sich des Anliegens bewusst und würden es auch sicherlich wei-
terverfolgen. 

Er fügt zum Änderungsantrag 09/72 der Regierungsfraktionen hinzu, Grüne und 
CDU hielten es für wichtig, dass genau auf die Begründung dieser Initiative ge-
achtet werde. Die von den Regierungsfraktionen begehrte Aufstockung des An-
satzes in Titel 684 01 – Beiträge und Zuschüsse an Vereinigungen, die auf dem 
Gebiet der Familienpflege tätig sind – solle erfolgen, weil die Geburtenzahlen 
stiegen und ein Mangel an Hebammen bestehe. Die FDP/DVP wiederum wolle 
mit ihrem Änderungsantrag 09/23 den Ansatz in dem gerade genannten Titel um 
denselben Betrag erhöhen, wie es der Änderungsantrag der Regierungsfraktio-
nen vorsehe. Grüne und CDU hätten es begrüßt, wenn sich die FDP/DVP ihrem 
Änderungsantrag angeschlossen hätte. Die schriftliche Begründung der von der 
FDP/DVP vorgelegten Initiative hielten die Regierungsfraktionen jedoch für nicht 
tragbar.

Eine Abgeordnete der Fraktion der AfD erklärt, ihre Fraktion würde den Änderungs-
antrag 09/10 der SPD-Fraktion gern unterstützen, bitte aber um Auskunft, womit sich 
der ausgesprochen hohe Mehrbetrag von 2 Millionen €, den die SPD begehre, recht-
fertige. So liege im Vergleich dazu der Haushaltsansatz bei 180 000 €, und die Regie-
rungsfraktionen forderten für den gleichen Zweck 35 000 € mehr.

Die Abgeordnete der Fraktion der SPD bekräftigt ihren vorherigen Hinweis, dass 
die Kommission Kinderschutz mehr als 100 konkrete Einzelempfehlungen vor-
gelegt habe. Sie fährt fort, wesentliche Teile davon seien noch nicht abgearbeitet. 
Z. B. würden im Präventionsbereich dringend Mittel benötigt. Der Kinderschutz-
bund führe hierzu ein sehr wichtiges Programm durch. Nach Ansicht der SPD wä-
re eine noch stärkere Unterstützung geboten. Auch gebe es beispielsweise Hand-
reichungen für Kommunen. Angesichts der Dringlichkeit, die in diesem Bereich 
derzeit vorliege, stellten die von der SPD begehrten zusätzlichen 2 Millionen € 
aus ihrer Sicht (Rednerin) durchaus eine Untergrenze dar.

Der Minister für Soziales, Gesundheit und Integration dankt Grünen, CDU, SPD 
und FDP/DVP für ihren gemeinsam eingebrachten Änderungsantrag zur Förde-
rung der Childhood-Häuser. Er unterstreicht, das niederschwellige Angebot bei-
spielsweise sei weiter ausgebaut und die verfahrensunabhängige Beweissicherung 
bei den Gewaltambulanzen gestärkt worden. 

Die Umsetzung der Empfehlungen im Jahr 2022 sei nicht eine finanzielle Frage, 
sondern hänge von den personellen Möglichkeiten im nachgeordneten Bereich 
ab, die betreffenden Programme zu administrieren. Die Regierungskoalition stelle 
nichts ins „Schaufenster“, was sich nicht operativ umsetzen lasse, sondern orien-
tiere sich an dem, was realisierbar sei. Selbstverständlich werde die Regierung 
für den Doppelhaushalt 2023/2024 gern auch die Unterstützung der Opposition in 
Anspruch nehmen, wenn sich die Ausgabenblöcke richtig benennen ließen. 

Der Vorsitzende gibt bekannt, die beiden Änderungsanträge 09/23 und 09/72 hät-
ten identische Forderungen zum Inhalt. Da der Antrag 09/23 als erster eingegan-
gen sei, werde über diesen auch zuerst abgestimmt.

Der Ausschuss lehnt den Änderungsantrag 09/23 mehrheitlich ab. 
Dem Änderungsantrag 09/72 hingegen wird einstimmig zugestimmt.

Mehrheitlich verfällt der Änderungsantrag 09/45 der Ablehnung.

Der Ausschuss lehnt den Änderungsantrag 09/10 mehrheitlich ab. 
Dem Änderungsantrag 09/71 wiederum wird mehrheitlich zuge-
stimmt.
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Jeweils einstimmig stimmt der Ausschuss den Änderungsanträgen 
09/57 und 09/70 zu.

Kapitel 0919 mit den beschlossenen Änderungen mehrheitlich ge-
nehmigt.

Kapitel 0920

Ältere Menschen und Pflege

Der Vorsitzende ruft die Änderungsanträge 09/74, 09/46, 09/11, 09/55, 09/12, 
09/75, 09/13, 09/73 und 09/76 mit zur Beratung auf.

Eine Abgeordnete der Fraktion der SPD legt dar, mit den Änderungsanträgen 
09/11 bis 09/13, die die SPD-Fraktion zu diesem Kapitel gestellt habe, würden 
zusätzliche Mittel in Höhe von insgesamt 100 Millionen € begehrt. Im Verlauf der 
Beratungen hier im Ausschuss sei wiederholt von einem „Übergangshaushalt“ die 
Rede gewesen. Dies erwecke den Eindruck, als würde der Haushalt nur für weni-
ge Wochen gelten und danach ein großer „sozialer Aufschlag“ folgen. Ihr fehle 
jedoch der Glaube, dass es zu einem solchen Aufschlag kommen werde.

Die Versorgung von Pflegebedürftigen befinde sich am „Anschlag“. Die SPD-
Fraktion ziele mit ihren drei Änderungsanträgen insbesondere auf eine Stärkung 
der häuslichen Pflege, der Tagespflege sowie der Pflegeberatung und fordere 
weitere Unterstützungsmaßnahmen. Ihre Fraktion begrüße, dass auch Grüne und 
CDU mit ihrem Änderungsantrag 09/75 weitere Mittel zur Schaffung von zusätz-
lichen Kurzzeitpflegeplätzen begehrten. Nach Ansicht der SPD gehe dies jedoch 
nicht weit genug und sei es notwendig, dass diesem Bereich eine klare Priorität 
zukomme. 

Das Land habe mit Steuermehreinnahmen von 1,5 Milliarden € zu rechnen. In-
sofern könne sie nicht nachvollziehen, dass hier immer wieder von knappen Res-
sourcen die Rede sei und darauf verwiesen werde, mehr lasse sich nicht tun. Dies 
sei vor allem auch manchen, die in der Pflege arbeiteten, nicht vermittelbar. Die 
SPD würde sich ein deutlich größeres Engagement der Landesregierung wün-
schen.

Ein Abgeordneter der Fraktion der CDU bemerkt, hier werde immer wieder auf 
die Steuermehreinnahmen abgehoben, die das Land nach der November-Steuer-
schätzung erwarten könne. Jedoch werde dabei verschwiegen, dass das Land sehr 
viel Geld zurücklege, um Risikovorsorge zu betreiben. Dies sei notwendig, weil 
niemand wisse, wie sich die Coronapandemie weiterentwickle. Auch müsse jetzt 
Geld für Impfungen bereitgestellt werden. Vor diesem Hintergrund wäre es fahr-
lässig, die zusätzlichen Steuermittel vollständig für bestimmte Zwecke auszuge-
ben und somit nicht mehr auf die weitere Entwicklung reagieren zu können.

Er sei bisher auf keinen Einzeletat gestoßen, bei dem die SPD mit ihren Anträgen 
keinen Schwerpunkt auf Ausgaben gesetzt hätte. Demgegenüber habe er bei der 
SPD noch keinen einzigen Schwerpunkt gesehen, der sich auf die Finanzierung 
beziehe und darauf, die Ausgabensituation zu verbessern.

Die Regierungsfraktionen hielten es für begrüßenswert, dass im Bereich der 
Kurzzeitpflege durch zusätzliche 5 Millionen € Fortschritte erzielt werden könn-
ten. Dieser Bereich stelle seines Erachtens den mit Abstand wichtigsten in der 
Pflege dar. Die Verlegung aus einem Krankenhaus scheitere oft genau daran, dass 
es an Kurzzeitpflegeplätzen mangle. Die Vorgabe von Einzelzimmern in Pflege-
einrichtungen führe dazu, dass Pflegeplätze nachgebaut werden müssten. Auch sei 
ein Vollzeitpflegeplatz immer wirtschaftlicher als ein Platz, der nur für kurze Zeit 
belegt werde.
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Sollte aus Rücklagemitteln noch viel Geld verbleiben, werde künftig sicherlich 
ein Schwerpunkt in der Pflege gesetzt. Zunächst aber sei es wichtig, sich auf das 
Machbare zu konzentrieren und realistische Ansätze zu verfolgen.

Ein Abgeordneter der Fraktion der AfD trägt vor, die Pflege bilde ein sehr wich-
tiges Themenfeld. Dieses werde in Zukunft demografiebedingt noch wachsende 
Bedeutung erlangen. Die AfD trete dafür ein, all das zu stärken, was der direkten 
Pflege der Betroffenen diene. Dies bedeute, mehr Pflegekräfte zu akquirieren so-
wie Verbesserungen bei der ambulanten und der häuslichen Pflege zu erzielen.

Trotz der Bedeutung der Pflege werde die AfD einigen Forderungen nicht zustim-
men. Hierbei sehe seine Fraktion die Mittelverwendung als nicht effizient genug 
an. So bedürften die zu Pflegenden z. B. nicht irgendwelcher Leistungen von 
Beratungsfirmen. Vielmehr benötigten sie dringend Kräfte, die sich direkt ihrer 
Pflege annähmen.

Eine Abgeordnete der Fraktion der AfD ergänzt, der Anteil der häuslichen Pflege 
liege bei 70 %. Würden all diese Pflegebedürftigen in Pflegeheimen versorgt, 
käme dies den Staat viel teurer. Daher müsse sichergestellt werden, dass weiter-
hin häusliche Pflege stattfinden könne. Voraussetzung hierfür wiederum sei, dass 
die Pflegebedürftigen auch einmal einen Kurzzeitpflegeplatz in Anspruch nehmen 
könnten, wenn ihre pflegenden Angehörigen ihre Aufgabe nicht mehr wahrneh-
men könnten. In dieser Hinsicht bedürfe es dringend der Unterstützung. Daran 
fehle es bislang.

Der Minister für Soziales, Gesundheit und Integration macht darauf aufmerksam, 
in Rede stünden gegriffene Summen. Das letzte Aktionsprogramm zur Stärkung 
der Kurzzeitpflege sei aus Mitteln finanziert worden, die man für die investive 
Förderung stationärer Einrichtungen bereitgestellt habe, die aber nicht verwendet 
worden seien. Er verweise in diesem Zusammenhang auch auf Pflegeheime, die 
mangels Personal gegenwärtig nicht betrieben werden könnten.

Derzeit stelle sich nicht die Frage nach der Investitionsförderung. Vielmehr gehe 
es darum, Personal zu halten, die Kurzzeitpflege zu stärken, innovative Projekte 
durchzuführen, die Häuslichkeit zu unterstützen, biografische Lebensketten nicht 
aufzugeben, wie es durch die Quartierkonzeption des Landes auch geschehe, oder 
die Attraktivität der Pflegeberufe zu erhöhen.

Die Anträge der Regierungsfraktionen seien sachkundig erstellt und enthielten 
sehr realistische Programmvorschläge, die im Jahr 2022 auch umsetzbar seien. Es 
bleibe abzuwarten, was der Koalitionsvertrag auf Bundesebene zu diesem Thema 
enthalte. Das, was die Große Koalition im Bund mit der sogenannten Pflege-
reform vorgelegt habe, sei sehr schlecht gewesen. Darin seien ganze Bereiche wie 
die ambulante Versorgung ausgespart worden. Dies lasse sich auf Landesebene 
nicht kompensieren.

Die Abgeordnete der Fraktion der SPD betont, sie halte solche reflexhaften Äuße-
rungen, wie sie der Minister gerade wieder getätigt habe, für völlig unnötig. Inso-
fern begrüße die SPD, wenn die Grünen im Bund nun an der Regierung beteiligt 
würden. Dann bezeichneten sie hier die Arbeit des Bundes ganz sicherlich nicht 
mehr andauernd als schlecht. 

Die SPD verlange keine Heimförderung. Investive Mittel würden selbstverständ-
lich auch für zusätzliche Plätze in der Kurzzeit- und Tagespflege benötigt.

In Baden-Württemberg seien die Sach- und Lohnkosten bereits besonders hoch. 
Sie frage den Minister, ob es zutreffe, dass das Land Baden-Württemberg im Ver-
gleich mit den anderen Bundesländern mit großem Abstand den geringsten Anteil 
an den Kosten der Pflege trage.

Der Minister für Soziales, Gesundheit und Integration bringt zum Ausdruck, der 
von seiner Vorrednerin gerade angeführte Umstand beruhe auf einer Statistik, die 
nur die Ausgaben für den stationären Bereich, aber nicht die Strukturausgaben be-
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rücksichtige. Die Pflegebedürftigen in Baden-Württemberg zahlten den höchsten 
Eigenanteil, weil hier die Löhne in der Pflege mit am höchsten seien.

Ein Ziel bestehe darin, die Qualität der Pflegeleistung vom Eigenanteil zu entkop-
peln. Damit wäre der Eigenanteil für die Betroffenen planbar und wäre es auch 
nicht mehr so entscheidend, ob es sich um ambulante oder stationäre Pflege hand-
le. Deshalb wäre es auch notwendig gewesen, einen echten Sockel-Spitze-Tausch 
zu erreichen. Dies gestalte sich etwas zäh, da sich die FDP damit noch etwas 
schwertue. Er setze jedoch darauf, dass sich dies im Laufe der Zeit einspiele.

Ziel müsse eine gute Pflege sein, unabhängig von dem Ort, an dem sie erbracht 
werde. Schon jetzt liege der Anteil der häuslichen Pflege bei über 70 %. In der 
personen- statt der institutionenzentrierten Pflege liege die Zukunft, da Doppel- 
oder Konkurrenzstrukturen zwischen ambulanter und stationärer Versorgung 
nicht mehr möglich seien. Benötigt werde vielmehr eine homogene Mitnutzung. 
Diese Politik werde auch mit dem vorliegenden Haushalt konsequent weiterge-
führt.

Mehrheitlich stimmt der Ausschuss dem Änderungsantrag 09/74 
zu.

Die Änderungsanträge 09/46, 09/11, 09/55 und 09/12 werden je-
weils mehrheitlich abgelehnt.

Mehrheitlich stimmt der Ausschuss dem Änderungsantrag 09/75 
insgesamt zu.

Der Änderungsantrag 09/13 verfällt mehrheitlich der Ablehnung.

Den Änderungsanträgen 09/73 und 09/76 (insgesamt) stimmt der 
Ausschuss in getrennter Abstimmung mehrheitlich zu.

Kapitel 0920 mit den beschlossenen Änderungen mehrheitlich ge-
nehmigt.

Kapitel 0921

Förderung der Chancengleichheit und Demografie

Jeweils mehrheitlich werden die Änderungsanträge 09/49 und 
09/47 abgelehnt.

Dem Änderungsantrag 09/78 stimmt der Ausschuss mehrheitlich 
zu.

In getrennter Abstimmung werden die Änderungsanträge 09/48, 
09/14 und 09/15 mehrheitlich abgelehnt.

Der Ausschuss stimmt dem Änderungsantrag 09/77 mehrheitlich 
zu. Dadurch erübrigt sich eine Abstimmung über den Änderungs-
antrag 09/16 der SPD-Fraktion.

Kapitel 0921 mit den beschlossenen Änderungen mehrheitlich ge-
nehmigt.

Kapitel 0922

Gesundheitspflege

Der Vorsitzende ruft die Änderungsanträge 09/17 bis 09/21, 09/50 bis 09/53, 
09/56 sowie 09/79 bis 09/82 mit zur Beratung auf.
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Ein Abgeordneter der Fraktion der CDU zeigt auf, im Kapitel 0922 sei beispiels-
weise ersichtlich, welche erheblichen Mittel das Land im Jahr 2020 – zum Teil 
mit Unterstützung durch den Bund – zur Krankenhausfinanzierung aufgewandt 
habe. Darüber hinaus lasse sich erkennen, dass bei der Krankenhausförderung die 
Mittel für Investitionen erhöht würden. Dies sei den Regierungsfraktionen sehr 
wichtig.

Er fügt zum Änderungsantrag 09/81 der Regierungsfraktionen hinzu, eine Krebs-
diagnose wirke sich für die Betroffenen in vielfältiger Weise aus. Daher sei die 
Beratung dieser Personen sehr wichtig. Er begrüße deshalb, dass das Land seinen 
Anteil an der Förderung der Krebsberatungsstellen erhöhen und eine auskömm
liche Finanzierung sicherstellen könne. Er bedaure im Übrigen, dass die Förde-
rung dieser Einrichtungen in einer Mischfinanzierung erfolgen müsse. Es wäre 
gut, wenn der Bund das Ganze in eine Gesamtfinanzierung einbetten würde.

Mehrheitlich lehnt der Ausschuss den Änderungsantrag 09/17 ab.

Der Änderungsantrag 09/50 wird mehrheitlich abgelehnt. Dem Än-
derungsantrag 09/82 hingegen stimmt der Ausschuss mehrheitlich 
zu.

Jeweils mehrheitlich verfallen die Änderungsanträge 09/18 und 
09/51 der Ablehnung.

Dem Änderungsantrag 09/80 insgesamt wird mehrheitlich zuge-
stimmt.

In getrennter Abstimmung stimmt der Ausschuss den Änderungs-
anträgen 09/81 und 09/79 einstimmig zu.

Die Änderungsanträge 09/19, 09/20, 09/52 und 09/53 werden je-
weils mehrheitlich abgelehnt.

Jeweils mehrheitlich verfallen die Änderungsanträge 09/21 und 
09/56 der Ablehnung.

Kapitel 0922 mit den beschlossenen Änderungen mehrheitlich ge-
nehmigt.

Kapitel 0923 und Kapitel 0930 jeweils mehrheitlich genehmigt.

Der Vorsitzende hält auf Nachfrage fest, dass zu den Projekten aus dem Bereich 
des Sozialministeriums, die in Einzelplan 12 – Allgemeine Finanzverwaltung – 
veranschlagt seien, keine Wortmeldungen vorlägen.

8.12.2021

Rudi Fischer
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Anlage 1

Empfehlung und Bericht
des Ausschusses für Soziales, Gesundheit und Integration

an den Ausschuss für Finanzen

zu der Mitteilung der Landesregierung vom 4. November 2021
–	 Drucksache 17/1009
–	 50. Landesjugendplan für das Haushaltsjahr 2022

E m p f e h l u n g

Der Landtag wolle beschließen,

von der Mitteilung der Landesregierung vom 4. November 2021
– Drucksache 17/1009 – Kenntnis zu nehmen.

10.11.2021

Der Berichterstatter:		  Der Vorsitzende:

Andreas Kenner 			   Florian Wahl

B e r i c h t

über die Beratungen des Ausschusses für Soziales, Gesundheit und Integration 

Der Ausschuss für Soziales, Gesundheit und Integration beriet die Mitteilung 
Drucksache 17/1009 in seiner 6. Sitzung am 10. November 2021, die als gemisch-
te Sitzung mit Videokonferenz stattgefunden hat, vorberatend für den federfüh-
renden Ausschuss für Finanzen. 

Die Staatssekretärin im Ministerium für Soziales, Gesundheit und Integration 
führte aus, der 50. Landesjugendplan stelle insbesondere in dieser Zeit ein wich-
tiges Instrument dar. Er erlaube es, den Folgen der Coronapandemie auf Kinder 
und Jugendliche zu begegnen. In der Coronapandemie hätten Kinder und Jugend-
liche viele Entbehrungen und Verzichte erlebt. Gewisse Erlebnisse gehörten zu 
bestimmten Lebensphasen dazu. Nun stünden viele Mittel zur Verfügung, die für 
gezielte Maßnahmen eingesetzt würden. 

Bei der Bewältigung der Krise stehe das Land dennoch erst am Anfang. Die 
schwierige Zeit für die Jugendlichen werde noch intensiv beschäftigen. Die Kin-
der und Jugendlichen hätten in der Pandemie einen großen solidarischen Beitrag 
geleistet. Sie hätten durch die Zurückstellung ihrer Interessen eine große Solidari-
tät mit den vulnerablen Gruppen gezeigt. Wichtige Funktionen im Landesjugend-
plan kämen u. a. dem ressortübergreifende Masterplan Jugend zu. 

Mit dem nächsten Landesjugendplan entstehe die Verpflichtung der Landesregie-
rung, das Kinder- und Jugendhilfegesetz zu überarbeiten. 
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Das Gesamtvolumen im Haushaltsjahr 2022 betrage gut 148 Millionen €; diese 
Summe beziehe sich auf die Freiwilligkeitsleistung des Landes. Ausgaben auf-
grund gesetzlicher Verpflichtungen stünden zusätzlich zur Verfügung. Gegenüber 
dem Haushaltsjahr 2020/2021 stiegen die Gesamtausgaben um 23,5 Millionen €. 
Dies bezeuge, welcher Wert der Kinder- und Jugendhilfe beigemessen werde. 

In der Verantwortung des Ministeriums für Soziales, Gesundheit und Integration 
stünden für den Bereich Jugendarbeit, Jugendbildung, Medienpolitik, der sozialen 
Jugendhilfe und des Jugendschutzes insgesamt 103,4 Millionen € bereit. Im Ver-
gleich zu den Vorhaushaltsjahren bedeute das einen Zuschlag von 25,5 Millionen €. 
Diese Erhöhung sei vor allem auf das Aktionsprogramm „Aufholen nach Corona 
für Kinder und Jugendliche“ zurückzuführen. Hierfür seien Ausgaben in Höhe 
von 24 Millionen € vorgesehen.

Im Bereich der Leistungen, bei denen ein Rechtsanspruch bestehe, würden 2022 
für Zuschüsse für Schulen, an anerkannten Heimen, Familienbildungs- und Be-
rufsbildungswerken 235,7 Millionen € etatisiert. Leistungen nach dem Unterhalts-
vorschuss betrügen 172,5 Millionen €. Für Kostenerstattungen bei der Gewährung 
nach der Jugendhilfe nach der Einreise seien es 110 Millionen €. 

Sie danke allen, die bei der Erarbeitung des Landesjugendplans mitgewirkt hätten. 
Sie wisse, dass dies in den letzten Wochen ein Kraftakt gewesen sei.

Ein Abgeordneter der Grünen brachte vor, er habe das Gefühl, dass die Landesre-
gierung lernfähig gewesen sei, insbesondere bei der Nachjustierung, wie Jugend-
arbeit finanziert werden könne. Menschenleben dürften durch die Jugendarbeit 
natürlich nicht gefährdet werden. Er halte für richtig, was der Vorsitzende des 
Landesjugendrings in der Anhörung des Landesjugendplans deutlich gemacht ha-
be. Es gehe darum, wie Resilienz aufgebaut und Beteiligung vor allem von Kin-
dern und Jugendlichen möglich gemacht werden könne. Er befürworte, in welche 
Richtung sich das Land bewege. Dies müsse weiter vorangetrieben werden. 

Ein Abgeordneter der CDU äußerte, er unterstütze den Landesjugendplan. Er 
glaube, dieser Zusammenhalt in Freizeiten sei für Kinder und Jugendliche un-
glaublich wichtig. Er bitte den Fokus auf das Möglichmachen in der Coronakrise 
zu legen. 

Ein Abgeordneter der SPD merkte an, er wolle die Bemühungen im Rahmen des 
Landesjugendplans loben. Die Mittel des Bundesaktionsprogramms „Aufholen 
nach Corona für Kinder und Jugendliche“ müssten tatsächlich abgerufen werden 
können. 

Die Kinderschutzkommission habe 100 Maßnahmen vorgeschlagen; wie neuer-
liche Ereignisse zeigten, lägen beim Kinderschutz noch immer strukturelle Prob-
leme vor. Hier solle gemeinsam drangeblieben werden. 

Mit Blick darauf, dass Personalstellen nicht besetzt werden könnten, schlage er 
vor, dass Mittel eingesetzt würden, um Maßnahmen, die ausgefallen seien, nach-
zuholen. Hierzu danke er den Ausführungen des Vorsitzenden des Landesjugend-
rings in der Anhörung zum Landesjugendplan.

Die Einschulungsuntersuchungen seien über längere Zeit ausgefallen. Ihnen kom-
me im Zuge des Kinderschutzes eine besondere Bedeutung zu. Daher spreche er 
sich dafür aus, dass diese wieder stattfänden. Das Land habe hier eine gewisse 
Verantwortung. Einigen Familien, denen es vor der Pandemie schon nicht gut er-
gangen sei, gehe es jetzt noch schlechter. 

Der Landeszuschuss zur Bekämpfung von Rassismus und Diskriminierung und 
Zwangsverheiratungen sei auf 500 000 € erhöht worden. Die Coronapandemie 
habe die Gesellschaft zusammengeführt, aber auch gespalten. Sicherlich sei es da-
her kein Problem, statt 500 000 € 750 000 € bereitzustellen; dieser Erhöhung der 
Mittel würde die SPD zustimmen. 
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Ein Abgeordneter der FDP/DVP brachte vor, er wolle sich dem Lob und den 
Kritikpunkten am Landesjugendplan anschließen. Insbesondere wolle er die Be-
deutung von Einstellungsuntersuchungen hervorheben; er spreche sich für mehr 
Nachdruck aus, dass diese durchgeführt würden.

Die Planbarkeit von Veranstaltungen betreffe insbesondere Veranstaltungen für 
Kinder und Jugendliche. Oft sei über deren Köpfe hinweg entschieden worden. Er 
halte es für besonders wichtig, mit den Menschen dieser Altersgruppe zu sprechen 
und ihnen zu erklären, warum bestimmte Maßnahmen getroffen würden. Er schla-
ge vor, dazu eine Kampagne ins Leben zu rufen. 

Eine Abgeordnete der AfD brachte vor, sie wolle sich insbesondere den Aus-
führungen von ihrem Vorredner der SPD anschießen. Sie verweise auch auf den 
Kinder- und Jugendschutz und die Unterstützung von schwächeren Familien. Au-
ßerdem sollten Kinder und Jugendliche in ihren Vereinen bei der Digitalisierung 
unterstützt werden. 

Der Ausschuss beschloss ohne förmliche Abstimmung, dem Ausschuss für Finan-
zen zu empfehlen, von der Mitteilung Kenntnis zu nehmen.

23.11.2021

Andreas Kenner
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